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Außerdem können staatliche Erlaubnisse und Genehmi­
gungen durch die zuständigen Organe versagt, entzogen 
oder eingeschränkt werden. Die Kontrolle und Durch­
suchung der Aufenthaltsräume, der Wohnung und anderer 
umschlossener Räume durch die .Deutsche Volkspolizei ist 
jederzeit zulässig.

(4) Die Dauer der staatlichen Kontrollmaßnahmen beträgt 
mindestens ein Jahr und höchstens fünf Jahre, bei Haft­
strafe höchstens drei Jahre. Bei Verurteilung auf Bewäh­
rung darf sie die Dauer der Bewährungszeit nicht über­
steigen.

(5) Verletzt der Verurteilte vorsätzlich die ihm erteilten 
Auflagen, kann er nach § 238 bestraft werden. Bei Ver­
urteilung auf Bewährung kann die angedrohte Freiheits­
strafe vollzogen werden.“

8. § 49 Abs. 3 StGB erhält folgende Fassung:

§49

Geldstrafe als Zusatzstrafe

„(3) Für die Mindest- und Höchstgrenze der Geldstrafe 
und ihre Umwandlung in Freiheitsstrafe' gelten die Be­
stimmungen über die Geldstrafe als Hauptstrafe; bei Ver­
brechen, die auf erheblicher Gewinnsucht beruhen, kann 
sie auf 500 000,— Mark erhöht werden. Bei der Anwendung 
und Bemessung der Geldstrafe als Zusatzstrafe sind die 
wirtschaftlichen Verhältnisse des Täters und durch die 
Straftat begründete Schadensersatzverpflichtungen zu be­
rücksichtigen. Ihre Höhe muß im angemessenen Verhält­
nis zur Hauptstrafe stehen.“

9. § 70 Abs. 2 StGB zweiter Teilstrich erhält folgende Fas­
sung:

§70

Auferlegung besonderer Pflichten durch das Gericht 
bei Vergehen

(2) Als Pflichten können insbesondere allein oder mitein­
ander verbunden auferlegt werden:

Durchführung unbezahlter gemeinnütziger Arbeiten 
in der Freizeit bis zur Dauer von zehn Arbeitstagen;“

10. § 74 Absätze 1 und 2 StGB erhalten folgende Fassung:

§74

Jugendhaft

„(1) Jugendhaft kann angewandt werden, um bei einer 
weniger schwerwiegenden Straftat, bei der die Haftstrafe 
gesetzlich zulässig und die unverzügliche und nachdrück­
liche Disziplinierung erforderlich ist, einer weiteren Fehl­
entwicklung nachhaltig entgegenzuwirken.

(2) Jugendhaft wird für die Dauer von einer Woche bis 
zu-sechs Wochen ausgesprochen. Das Gericht hat festzule­
gen, wenn die Jugendhaft nicht in das Strafregister ein­
zutragen ist.“

11. § 83 StGB erhält folgende Ziff. 4:

§83

Die Verjährung der Strafverfolgung ruht,

„4. sobald das Gericht die Eröffnung des Hauptverfah­
rens beschlossen hat.“

12. § 114 Abs. 2 StGB erhält folgende Fassung:

§ 114

Fahrlässige Tötung

„(2) Ein schwerer Fall liegt vor, wenn
1. mehrere Menschen getötet werden oder
2. die fahrlässige Tötung auf einer rücksichtslosen Ver­

letzung von Bestimmungen zum Schutze von Leben 
und Gesundheit der Menschen beruht oder der Täter 
seine Sorgfaltspflichten im gesellschaftlichen Zusam­
menleben in besonders verantwortungsloser Weise ver­
letzt.

In schweren Fällen wird der Täter mit Freiheitsstrafe von 
einem Jahr bis zu fünf Jahren bestraft. Liegen die Vor­
aussetzungen der Ziffern 1 und 2 zugleich vor, kann die 
Freiheitsstrafe bis auf acht Jahre erhöht werden.“

•13. § 118 Abs. 2 StGB erhält folgende Fassung:

§118

Fahrlässige Körperverletzung

„(2) In schweren Fällen wird der Täter mit Freiheitsstrafe 
bis zu zwei Jahren oder mit Verurteilung auf Bewährung 
bestraft. Ein schwerer Fall liegt vor,..

14. nach § 161 StGB wird eingefügt:

„§ 161a

Untreue zum Nachteil sozialistischen Eigentums

(1) Wer die ihm durch Gesetz, Auftrag oder Vertrag ein­
geräumte Befugnis, über sozialistisches Eigentum zu ver­
fügen oder es zu verwalten oder in sonstiger Weise 
Vermögensinteressen des sozialistischen Eigentums wahrzu­
nehmen, mißbraucht und dadurch zum Schaden des sozia­
listischen Eigentums sich oder anderen rechtswidrig Ver­
mögensvorteile verschafft, wird mit Geldstrafe, Verurtei­
lung auf Bewährung oder mit Freiheitsstrafe bis zu zwei 
Jahren bestraft.

(2) Der Versuch ist strafbar.“

15. § 162 StGB erhält folgende Fassung:

162

Bestrafung von Verbrechen zum Nachteil 
sozialistischen Eigentums

(1) Schwere Fälle des Diebstahls, Betrugs oder der Un­
treue zum Nachteil sozialistischen Eigentums werden mit 
Freiheitsstrafe von zwei bis zu zehn Jahren bestraft. 
Diebstahl, Betrug oder Untreue zum Nachteil sozialisti­
schen Eigentums im schweren Falle begeht insbesondere, 
wer

1. eine schwere Schädigung des sozialistischen Eigentums
verursacht; -•

2. die Tat als Organisator oder Beteiligter einer Gruppe 
ausführt, die sich unter Ausnutzung ihrer beruflichen 
Tätigkeit oder zur wiederholten Begehung von Straf­
taten gegen das Eigentum zusammengeschlossen hat;

3. wiederholt mit besonders großer Intensität handelt;

4. die Tat ausführt, obwohl er bereits zweimal wegen 
Diebstahls, Betruges oder Untreue zum Nachteil sozia­
listischen oder persönlichen oder privaten Eigentums 
oder Hehlerei oder einmal wegen Raubes oder Erpres­
sung mit Freiheitsstrafe bestraft ist.


